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Zur Novelle des Telekommunikationsgesetzes (TKG) 
fand am 23. Oktober 2006 eine Sachverständigen-

anhörung des Ausschusses für Wirtschaft und Tech-
nologie statt, an der auch der Verfasser des nachfol-
genden Artikels teilgenommen hat. Der derzeit gel-
tende Zeitplan für das Gesetz gebungsverfahren sieht 
eine Ausschußsitzung dieses Ausschusses für den 
29. No vember vor, des weiteren eine Befassung des 
Bundestags mit der Novelle am 30. November oder 
1. Dezember und des Bundesrates am 15. Dezember. 
Theoretisch könnte, wenn Einigung erzielt wird, die 
Novelle zum 1. Januar 2007 in Kraft treten. 

Auch nach der Ausschußanhörung am 23. Okto-
ber gehen die Meinungen weit aus einander. Nach § 9 
TKG (2004) soll ein § 9 a eingefügt werden, der für die 
Einbeziehung „neuer Märkte“ in die Marktregulierung 
nach den Vorschriften des Zweiten Teils des Ge setzes 
eine Sonderregelung ein führt, um Anreize für Investiti-
onen zu schaffen und Innovationen zu fördern. Um die-
se Ziele zu erreichen, beabsichtigt der Gesetzgeber, 
neue Märkte erst mit einer zeitlichen Verzögerung in 
die sektorspezifi  sche Regulie rung einzubeziehen, zu-
gleich aber sicherzustellen, daß dies nicht zur langfris-
tigen Behinderung der Entwick lung eines nachhaltig 
wettbewerbsorientierten Marktes führt.

Das Problem

Die geplante zeitlich befristete Regulierungsfreistel-
lung des VDSL-Glasfasernetzes erregt die Geister. Ord-

nungspolitisch ist der Streit um die Novellierung des 
Tele kom muni kationsgesetzes in Gestalt der Einfügung 
eines § 9a ein Grundsatz pro blem: Es geht um die Set-
zung richtiger Rahmenbedingungen für Innovationen 
und Investitio nen in Deutschland. Auf europäischer 
Ebene geht es um den Lissabon-Pro zeß, demzufolge 
die Europäische Union bis 2010 zum wettbewerbsfä-
higsten und dyna mischsten Wirtschaftsraum in der 
Welt gemacht werden soll. Auch wenn gegen über dem 
Zeit plan dieses Prozesses Skepsis angebracht er-
scheint, sollten jedoch alle Regulie rungsmaßnahmen 
daraufhin untersucht werden, ob sie innovationsför-
dernd oder -hemmend sind und damit den Zielen des 
Lissabon-Prozesses gerecht wer den.

Während die einen in der zeitlich befristeten 
Regulierungsfrei stellung des neuen VDSL-Hochge-
schwindigkeitsnetzes eine industriepolitische Maß-
nahme zugunsten der Deutschen Telekom AG (DT AG) 
sehen und von einem „Lex Telekom“ sprechen, beto-
nen die anderen, daß im dynamischen Wettbewerb die 
Auf holzeiten der Imita tionswettbewerber gegenüber 
dem Innovator nicht durch falsche Regulierung künst-
lich verkürzt werden dürfen. Dies hätte zur Folge, daß 
An reize für Innovationen und Investitionen reduziert 
wür den und der technologische Fort schritt verlangsamt 
würde.

Auf der einen Seite wird eine theoretische indus-
trieökonomische Diskussion geführt, in der es um die 
institutionellen Voraussetzungen von dynamischem 
Wettbewerb geht, der als Entdeckungsverfahren neu-
es Wissen und neue Produkte generiert. Zum anderen 
geht es um einen konkreten Schritt des deutschen 
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Gesetzesrahmens für die Telekommunikationsregulie-
rung, der in die Vorgaben des europäischen Gemein-
schaftsrechts einzufügen ist. 

Vorsprünge im dynamischen Wettbewerb als 
Motor von Innovationen und Investitionen

Wettbewerb ist ein dynamischer Prozeß, in dem 
solche Wettbewerber erfolgreich sind, die durch Pro-
dukt- und Produktionsinnovationen Vorsprünge erzie-
len, aus denen sie Vorreitervorteile ziehen können, bis 
der nachstoßende Wettbewerb diese wieder zerstört 
(Wettbewerb als Prozeß schöpferischer Zerstörung). 
Sind für Pro duktinnovationen vorgeschaltete Inves-
titionen erforderlich – etwa Forschungsinvestiti onen 
oder Investitionen in „neue Netze“, die dann Voraus-
setzung für neue Produkte sind –, sind diese Investiti-
onen in einem Zeitpunkt zu fi nanzieren und zu tätigen, 
in dem noch nicht absehbar ist, ob aus den folgenden 
Produktinnovationen ausreichende Vorteile zur Finan-
zierung eben dieser Investitionen generiert werden 
können. Der Vorreiter trägt im Wettbewerb ein spezi-
fi sches Investitionsrisiko. Dieses folgt aus der syste-
matisch unvollständigen Information: Zum Zeitpunkt 
der Investition ist nicht ab sehbar, welche Produkte in 
den Markt eingeführt werden können und ob diese 
erfolg reich sein werden.

In Netzsektoren, in denen für Wettbewerber von 
Marktteilnehmern mit beträchtlicher Marktmacht qua 
sektorspezifi scher Regulierung der Zugang zu den 
Netzen eröffnet wird, führt eine solche Regulierung 
möglicherweise zu einem Dilemma: Im Zeitpunkt der 
Investition kann es rechtlich un gewiß sein, ob das Un-
ternehmen, das in „neue Netze“ zu investieren beab-
sichtigt, mit einer Netzzugangs regulierung rechnen 
muß, die es Wettbewerbern ermöglicht, zeit gleich oder 
zeitlich nur geringfügig versetzt, mit Konkurrenzpro-
dukten auf den nach gelagerten Märkten aufzutreten 
(Problem mangelnder Rechtssicherheit). Das bedeu-
tet, daß Ungewißheit besteht, ob mit Vorreitervortei-
len gerechnet werden kann, aus denen dann die Inve-
stition amortisiert werden kann. Die Rechtsunsicher-
heit dämpft den Anreiz für die In ve stition; im Extremfall 
reduziert sie ihn auf Null.

Man muß sich daran erinnern, daß die Netzzu-
gangsregulierung einen Eingriff in das Eigentum des 
Netzbetreibers darstellt. Ein solcher Eingriff läßt sich 
nur in genau defi  nierten Ausnahmefällen rechtfertigen, 
wenn nämlich Monopolstellungen auf nachge lagerten 
Märkten nur dadurch aufgebrochen werden können, 
daß Zugang zu existie renden Netzen gewährt wird. 
Eine solche Rechtfertigung baut zudem auf dem Argu-

ment auf, daß die Investitionen in diese Netze in einer 
Zeit getätigt worden sind, als das betreffende Unter-
nehmen zugleich über ein Netzmonopol und ein Mo-
nopol in den nachgelagerten Märkten verfügte. 

Die Netzzugangsregulierung ist ein historisches Phä-
nomen. Übertragt man das Kalkül jedoch auf „neue 
Netze“, greift es nur bedingt. Hier geht es darum, daß 
An reize, in solche Netze zu investieren, nicht durch 
falsche Regulierungsvorgaben be seitigt werden dür-
fen. Eine Netzzugangsregulierung ist auch hier grund-
sätzlich denk bar. Es ist aber unabdingbar, daß diese 
zeitlich versetzt greift, so daß die Inve stiti onsanreize 
nicht erstickt werden. Es geht letztlich um die Erhal-
tung von Aufhol zeiten im Prozeß des dynamischen 
Wettbewerbs. 

Startchancengleichheit gewähren?

Es könnte eingewandt werden, daß der Prozeß des 
Vorauseilens des Innovators und des Abschmelzens 
der Vorreitervorteile durch nachstoßende Wettbewer-
ber nur dann funktionieren könne, wenn zu Beginn 
Startchancengleichheit gegeben sei. Dann könnte 
man das oben entwickelte Konzept dynamischen 
Wettbewerbs nicht anwen den, wenn ein ehemaliger 
Monopolist (incumbent) den Zugriff auf existierende 
Netze hat, die er aufrüsten kann, während Wettbewer-
ber diese Möglichkeit nicht haben. In der Konsequenz 
würde man dann fordern, Vorreitervorteile des ehema-
ligen Monopo listen durch zeitnahe Zugangsregulie-
rung zu eliminieren. 

Diese Argumentation enthält zwei grundsätzliche 
Fehler. Im Modell des dynamischen Wettbewerbs wird 
Start chancengleichheit selten gegeben sein. Wettbe-
werber sind in der Regel dann erfolg reich, wenn sie 
technologisch andere Wege gehen als der Innovator. 
In Netzindu strien geht es um die Schaffung neuer 
Netze auf der Grundlage anderer Technolo gien (etwa 
Kabelnetze oder WIMAX-Anschlüsse). Dabei kommt 
es nicht auf Startchancengleichheit an, sondern auf 
die Entwicklung alternativer Technologien. 

Auch aus einem zwei ten Grunde geht das Argu-
ment, Vorreitervorteile des ehemaligen Monopolisten 
durch zeitnahe Zugangsregulierung zu eliminieren, 
fehl: Muß dieser potentielle Investor er kennen, daß 
dies geschieht, daß er im Ergebnis also die geplante 
Investition nicht durch Vor reitervorteile in der Zukunft 
amortisieren kann, wird er auf die Investition verzich-
ten. Dann stellt der Regulierungsrahmen zwar Zu-
gangsregulierung zu Gun sten der Wett bewerber in 
Aussicht. Diese kann aber mangels eines Netzes, auf 
das zugegriffen werden könnte, nicht greifen. Am En-
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de stellen sich alle Marktteilnehmer schlechter. Die 
Investition in „neue Netze“, die Innovationen ermög-
lichen soll, unter bleibt. Damit wird die Innovationsrate 
drastisch gesenkt. 

Risikoprämien für den Investor?

Nun könnte man aber dem Investitionsrisiko da-
durch Rechnung tragen wollen, daß man bei den Zu-
gangsentgelten spezielle Risikoprämien für den Inves-
tor vorsieht. Al lerdings würde das investierende Unter-
nehmen davon nur profi tieren, wenn sich aus den neu 
entstehenden Märkten erfolgreiche neue Märkte entwi-
ckeln, zu denen dann auch die Wettbewerber Zugang 
qua Regulierung erhalten. Im Falle eines Mißerfolgs 
verbliebe das Risiko allein beim investierenden Unter-
nehmen. Zudem bedeutet die Gewährung einer Risi-
koprämie bei der Regulierung von Zugangsentgelten 
eine Regulie rung, die das Marktverhalten des inves-
tierenden Unternehmens einschränkt, etwa in Bezug 
auf die Preisgestaltung für die Produkte auf den neu-
en Märkten. Eine Regulie rung, die sich an der Förde-
rung von Innovationen ausrichtete, müßte auch dies in 
Rechnung stellen. Die Dilemmasituation wird deutlich: 
Zu niedrige Risikoprämien senken Inve stitionsanreize, 
zu hohe hemmen die Entwicklung neuer Märkte. 

Im Grunde handelt es sich hier um eine abge-
schwächte Form staatlicher Investitionslen kung. Der 
Staat würde das Investitionsrisiko absichern und mit 
weiteren Maßnahmen Innovationen fördern. Beispiele 
für solche interventionistischen Modelle fi nden sich in 
der japani schen Telekommunikations regulierung, die 
mit den alten Instrumenten in formellen Verwaltungs-
handelns (gyôsei shido) arbeitet. Ordnungspolitisch 
ist gegen ein solches Konzept einzuwenden, daß Wis-
sen dezentral verteilt ist und nicht davon ausgegan-
gen werden kann, daß es staatliche Stellen sind, die 
über ein überlegenes Wissen in Bezug auf Innovations-
potentiale und -chancen verfügen. Innovationswett-
bewerb als Entdeckungsverfahren hat sich in der 
Vergangenheit gegenüber staatsin terventioni stischen 
Konzepten immer wieder als überlegen erwiesen. 

Regulatorische Rahmenbedingungen für Innovati-
onen in deutschen Telekommunikationsmärkten

Wendet man diese industrieökonomische Argumen-
tation auf das Problem der Zu gangsregulierung in der 
Telekommunikationsbranche für „neue entstehende 
Märkte“ und „neue Märkte“ an, so liegt das konkrete 
Problem hier darin, Anreize für Netzinve stitionen in 
„neue Netze“ zu schaffen, die eine Entstehung neuer 
(nachgelagerter) Märkte ermöglichen.

Um von „neu entstehenden Märkten“ ausgehen zu 
können, muß im Zeitpunkt der In vestition zumindest 
klar sein, daß auf der Grundlage der Qualitä ten der 
„neuen Netze“ nur solche Pro dukte und Dienste an-
geboten werden, die nicht Produkte und Dienste auf  
durch existierende Netze erreichbaren Märkten subs-
tituieren. Das Problem besteht nun darin, daß im Zeit-
punkt der Netzinvestition sich diese „neuen Märkte“ 
erst abzeichnen; es handelt sich um „neu entstehende 
Märkte“. Um Anreize für die Netzinvestitionen – und 
in der Folge für Innovationen – zu geben, muß jetzt 
aber bereits mit hinlänglicher Rechtssicherheit das 
Regulierungsre gime für die später entstehenden neu-
en Märkte bestimmbar sein. Gegenstand der Regulie-
rung ist nicht das „neue Netz“, sondern es sind die erst 
entstehenden „neuen Märkte“. Wenn von der Regulie-
rung des VDSL-Netzes gesprochen wird, ist dies eine 
sprachliche Vereinfachung. Es geht um die Regulie-
rung der neu entstehenden Märkte in Gestalt einer Zu-
gangsregulierung zum VDSL-Netz. Aus ordnungspoli-
tischer Per spektive geht es um Anreize, in ein neues 
Hochge schwindigkeitsnetz zu investieren, um neue 
Märkte entstehen zu lassen. Der Rechtsrahmen muß 
also im Zeitpunkt der Investitio nen in „neue Netze“ –  
genauer: im Zeitpunkt der Finanzierungsentscheidun-
gen in Be zug auf diese Investitionen – hinlängliche 
Rechtssicherheit für den Investor bieten, so daß er 
abschätzen kann, ob er aus den Vorreitervorteilen 
auf den entste henden neuen Märkten die Investition 
amortisieren kann. 

Konkrete Schritte des deutschen Gesetzgebers

Indem der vom Gesetzgeber geplante § 9a TKG die 
Einbeziehung neuer Märkte in die Marktregulierung 
zur Ausnahme macht und für die Regulierungsbedürf-
tigkeit die Ziele, effi ziente Infrastrukturinvestitionen 
zu fördern und Innovationen zu unterstützen, zum 
Maßstab erhebt, geht er in die richtige Richtung. Es 
wird mit einer Regelung, die, ohne „neu entstehende 
Märkte“ und „neue Märkte“ zu defi nieren, lediglich 
abstrakt-generell die Tatbestandsvoraussetzung für 
eine Regulierungsfreistellung nennt, jedoch nicht das 
notwendige Maß an Rechtssicherheit geschaffen, das 
für die betreffenden Infrastrukturinvestitionen erforder-
lich ist.

Der Verzicht auf eine sektorspezifi sche Vorabzu-
gangsregulierung zu den Netzen, die für die Entste-
hung neuer Märkte erforderlich sind, ist bereits zu 
einem Zeitpunkt erfor derlich, zu dem sich „neu ent-
wickelnde Märkte“ abzeichnen. Die Freistellung von 
der Regulierung muß für einen Zeitraum erfolgen, der 
dem Unternehmen, das in die er forderli che Infrastruk-
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tur investiert, einen Anreiz gibt, diese Investitionen zu 
leisten, um aus dem dadurch bewirkten Wettbewerbs-
vorsprung auf den dann entstehenden neuen Märkten 
Vorreitervorteile zu ziehen. Diese Vorreitervorteile, auf 
die auch im Erwägungsgrund 15 der Märkte-Empfeh-
lung der EU Bezug genommen wird, sind Motor von 
Innovationen. Ein Verzicht auf eine Regulierungsfrei-
stellung würde diesen Mechanismus zerstören. Folg-
lich muß der Gesetzgeber die Regulierungsfrei stellung 
sowohl für „neu entstehende Märkte“ und dann in der 
Folge auch für „neue Märkte“ gewähr leisten.

Entscheidend für das Vorliegen eines „neuen 
Marktes“ ist, daß die auf diesen Märkten angebotenen 
Dienstleistungen und Produkte sich von den vorhande-
nen Marktange boten unterscheiden (Nicht-Substitu-
ierbarkeit). Das gilt in Bezug auf die Lei stungsfähigkeit, 
die Reichweite, die Verfügbarkeit für größere Benutzer-
kreise oder die Qualität. Ein „neu entstehender Markt“ 
ist dann gleichsam die Vorphase eines solchen „neu-
en Marktes“. Der letztere ist noch nicht entstanden. 
Es liegen aber nach prüfbare Anhaltspunkte für seine 
mögliche Entstehung vor. 

Für „neue entstehende Märkte“ bedarf es einer 
Klarstellung, daß diese nicht der Marktregulierung un-
terliegen. Für „neue Märkte“ ist zeitlich befristet ein 
Verzicht auf Marktregulierung zu statuieren. Wie ent-
sprechende Regelungen zu fassen sind, hängt davon 
ab, daß sie mit vorrangigem europäischen Gemein-
schaftsrecht verein bar sein müssen, also mit dem 
sogenannten Neuen Rechtsrahmen für elektronische 
Kommunikationsnetze und -dienste und hier insbe-
sondere mit der Rahmenrichtlinie und der auf ihrer 
Grundlage erlassenen Märkte-Empfehlung und den 
Marktanalyse-Leit linien.

Kompatibilität einer deutschen Regulierungsfrei-
stellung mit europäischem Gemeinschaftsrecht

Auf den Plan des deutschen Gesetzgebers, durch 
§ 9a TKG eine Regulierungsfrei stellung für „neue 
Märkte“ zu schaffen und damit das VDSL nicht der 
Zugangsregulie rung zu unterwerfen, sofern über 
dieses Netz der Zugang zu diesen „neuen Märkten“ 
vermittelt wird, hat die für die Informationsgesellschaft 
zuständige Kommissarin mit der Androhung eines 
Vertragsverletzungsverfahrens reagiert. Sie sieht in 
der geplanten deutschen Freistellungsregelung des 
VDSL-Netzes einen Ver stoß gegen vor rangiges Ge-
meinschaftsrecht. Diese Drohung ist in Deutschland 
nicht ohne Wirkung geblieben. So ist überlegt worden, 
an die Stelle der Regulierungsfrei stellung den – ord-
nungspolitisch bedenklichen – Weg der Gewährung 

einer Risiko prämie zu gehen. Nun sieht aber der Koa-
litionsvertrag aus dem Jahre 2005 vor, „die durch ent-
sprechende Investitionen entstehenden neuen Märkte 
für einen ge wissen Zeit raum von Regulierungseingrif-
fen freizustellen, um für den Inve stor die notwendige 
Planungssicherheit herzustellen“.

 Zudem ist es nicht Sache der Europäischen Kom-
mission und erst recht nicht der zuständigen Kom-
missarin, Gemeinschaftsrecht authentisch zu in-
terpretieren. Es handelt sich um vom Europäischen 
Parlament und Rat geschaffenes Recht, das von den 
Euro päischen Gerichten, also dem Gericht Erster Ins-
tanz und dem Europäi schen Ge richtshof, auszulegen 
ist. Die Kommission vertritt lediglich ihre eigene Posi-
tion. Sie ist Teil der Exekutive. Und sie ist in der Aus-
einandersetzung ihrerseits Partei mit sehr akzentuier-
ten eigenen Interessen, denn sie verfolgt die  Auswei-
tung der Kom petenzen der Gemeinschaft gegenüber 
den Mitgliedstaaten. In diese Strategie paßt sich ein 
Angriff auf eine nationale Re gelung zur Regulierungs-
freistellung des VDSL-Netzes gut ein. Es geht hier also 
um ein poli tisch gut sichtbares Zeichen, mit dem die 
Kommission versucht, ihre eigene Position zu stärken. 

Für den deutschen Gesetzgeber ist die Rechtspo-
sition der Kommission nicht verbind lich. Dennoch er-
scheint es klug, den Gesetzgebungsvorschlag so zu 
formulieren, daß Friktionen mit gemeinschaftsrecht-
lichen Vorgaben vermieden werden. Das Reizwort für 
die Kommission ist die „Regulierungsfreistellung“. 
Nun muß man sich aber verge genwärtigen, daß nur 
solche Märkte in die Marktregulierung einbezogen 
werden, für die Marktdefi nitions- und analyseverfah-
ren durchgeführt worden sind. Solche Verfah ren sind 
für die in der Liste in Anhang 1 der Rahmenrichtlinie 
der EU genannten Märkte vor gesehen. Sollen für wei-
tere Märkte europaweit solche Verfahren durchgeführt 
werden, sind diese in die Liste aufzunehmen. Bei neu 
entstehenden Märkten wurden allerdings keine Markt-
defi nitions- und -analyseverfahren durchgeführt. Also 
bedarf es für „neu entstehende Märkte“ keiner Regu-
lierungsfreistellung. Eine klarstellende Norm ist erfor-
derlich, die besagt, daß diese der Marktregulierung 
nicht unterlie gen.

Für „neue Märkte“ können in Zukunft Marktdefi ni-
tions- und analyseverfahren durch geführt werden. 
Nach dem Erwägungsgrund 15 der EU-Märkte-Emp-
fehlung kommt für  neue Märkte, auf denen Markt-
macht aufgrund von „Vorreitervorteilen“ besteht, eine 
Regulierung grundsätzlich nicht in Betracht. Dieser 
Zielsetzung kann am einfachsten dadurch Rechnung 
getragen werden, daß die Durchführung der Markt-
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defi nitions- und analyseverfahren für solche Märkte 
erst mit zeitlicher Verzöge rung erfolgt. Also handelt 
der deutsche Gesetzgeber in voller Übereinstimmung 
mit den Vorgaben des europäischen Gemeinschafts-
rechts, wenn er eine Regelung schafft, der zufolge 
für „neue Märkte“ die Marktdefi nitions- und analyse-
verfahren erst nach einer vom Gesetzgeber festzule-
genden Zeitspanne durchgeführt werden. Im Endeffekt 
heißt dies, daß die Marktregulierung dann gegebenen-
falls nach dieser Durchführung der Verfahren in Be-
tracht kommt, allerdings nur dann, wenn das Pro blem 
durch Anwendung des allgemeinen Wettbewerbs- und 
Kartellrechts nicht gelöst werden kann (Teil des Drei-
Krite rien-Tests). Mit einer solchen Lösung, die sich in 
voller Über einstimmung mit dem europäischen Ge-
meinschaftsrecht befi ndet, schafft der deut sche Ge-
setzgeber für ein Unternehmen, das zum Zweck von 
Innovationen auf Pro dukt- und Dienstemärkten in 
„neue Netze“ investiert, zwar kein Optimum an Rechts-
sicherheit, wohl aber ein Maß an Rechtssicherheit, 
das eine brauchbare Grundlage für diese Investionen 
darstellt. Es ist dann Sache der Bundesnetzagentur zu 
ent scheiden, ob durch Investitionen in das VDSL-Netz 
sich neue Märkte entwickeln. Im Stadium der Entwick-
lung dieser Märkte unterliegen diese noch nicht der 
Regulie rung. Wenn aber „neue Märkte“ etabliert sind, 
unterliegen diese gegebenenfalls nach der Durchfüh-
rung der Marktdefi niti ons- und -analyseverfahren die-
ser Regulierung.

Fazit und Ausblick

Um Anreize für Investitionen zu schaffen und Inno-
vationen zu fördern ist die Ge währleistung von Rechts-
sicherheit für ein Unternehmen, das in „neue Netze“ 
inve stiert, um Innovationen auf den nachgelagerten 
Märkten zu ermöglichen, unerläßlich. Der deutsche 
Gesetzgeber kann ein gutes Maß an Rechtssicherheit 
dadurch schaf fen, daß er für „neu entstehende Märk-
te“ klarstellt, daß diese nicht der Marktregulie rung un-
terliegen, und daß er für „neue Märkte“ regelt, wann 
die erforderlichen Markt defi nitions- und analysever-
fahren durchzuführen sind, die notwendige – aber 
hinrei chende – Voraussetzung für eine Marktregulie-
rung sind. Bei einer solchen Vor schrift im deutschen 
Telekommunikationsgesetz handelt es sich nicht um 
eine „Regulierungsfreistellung“; doch wird die Rechts-
sicherheit erheblich verbessert. Ordnungspolitisch ist 
eine sol che Regelung geboten, da sie richtige Anreize 
für Investitionen und Innovationen setzt. Dies stärkt 
den Standort Deutschland und liegt auf der Linie der 
Ziele des Lissabon-Prozesses.


